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EUROPAS KLIMAZIEL BIS 2040 
MAKE OR BREAK FÜR DEN GRÜNEN DEAL DER EU
Am Ende ihrer Amtsperiode schlägt die Europäische Kommission das nächste, äußerst ambitionierte 
Klimaziel vor: bis 2040 sollen die Emissionen der Treibhausgase in der Union um 90 % niedriger sein 
als 1990. Sie will damit den Grünen Deal absichern, der ihr wichtigstes Projekt war. Ob das gelingen 
wird, hängt in hohem Maß von den kommenden EU-Wahlen ab.

Den Ausstoß der Treibhausgase bis 2040 

um 90 % zu senken, ist ein äußerst ambiti-

oniertes Ziel. Doch es ist auch der logische 

nächste Schritt auf dem Weg zur Klimaneu-

tralität im Jahr 2050. In diesem Beitrag wird 

der Rahmen der Beschlussfassung durch 

die Kommission dargestellt und gezeigt, 

welche Auswirkungen damit auf die Wirt-

schaft zukommen. Dabei gibt es durchaus 

auch Kritik an den Modellen, die die Kom-

mission für die Analyse verwendet. Danach 

wird die Sicht der AK auf das Klimaziel um-

rissen. Der Ausblick geht der Frage nach, 

wie dieses Thema nach den EU-Wahlen 

weiter behandelt wird.

Ein weiterer Pflock …

Noch scheint das Jahr 2050 weit entfernt 

zu sein, das Jahr, in dem die EU klimaneut-

ral sein will. Dieses Ziel der Klimaneutralität 

wurde vor knapp drei Jahren im europäi-

schen Klimagesetz1 festgelegt. Es besagt, 

dass die noch verbleibenden Emissionen 

von Treibhausgasen (THG) durch einen Ab-

bau von Treibhausgasen – gewissermaßen 

negativen Emissionen – aufgewogen wer-

den müssen, so dass netto keine klima-

schädlichen Gase mehr ausgestoßen wer-

den. Über 2050 hinaus strebt die Union an, 

dass die Emissionen in diesem Sinn netto 

negativ bleiben. Um auf dem schwierigen 

Weg zur Klimaneutralität tatsächlich voran-

zukommen, wurden Zwischenziele festge-

legt. Das Ziel der laufenden Etappe ist die 

Reduktion der Emissionen von THG um 

55 % bis zum Jahr 2030 (wiederum in Be-

zug auf 1990). Dieser Zahlenwert hat dem 

großen Paket von Gesetzesvorhaben den 

Namen gegeben, mit denen es erreicht wer-

den soll. 

… nach dem „Fit-for-55“-Paket

Die meisten Rechtsvorschriften des „Fit-for-

55“-Pakets2 traten letztes Jahr in Kraft. Sie 

waren teils sehr umstritten, etwa die schritt-

weise Abschaffung der Gratiszuteilung der 

Emissionszertifikate im System des Emissi-

onshandels (EU ETS) oder die Einbeziehung 

der Heiz- und Treibstoffe in ein eigenes 

Emissionshandelssystem ab 2027 (siehe in-

fobrief 3/22)3. 

Nun ist es an der Zeit, über 2030 hinauszu-

blicken und die Ziele für die nächste Periode 

festzulegen. Das entspricht auch dem Zeit-

plan, den das Klimagesetz festlegt: Im Klima-

abkommen von Paris verpflichteten sich alle 

Staaten dazu, 2023 erstmals Bilanz zu ziehen, 

wie weit sie bei der Umsetzung ihrer Ziele ge-

kommen sind. Diese als „global stocktake“4 

bezeichnete Bewertung fand im Rahmen der 

letzten Klimakonferenz in Dubai im Dezem-

ber 2023 statt. Gemäß dem EU-Klimagesetz 

soll die Kommission ein halbes Jahr nach 

diesem „global stocktake“ einen Vorschlag 

für das Klimaziel 2040 vorlegen. 

Tatsächlich ist es kein Gesetzesvorschlag 

geworden, sondern „nur“ eine Mitteilung, in 

der die EK eine Empfehlung für das Klima-
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ziel 2040 abgibt. Das ist auch deshalb sinn-

voll, da sich in der verbleibenden Zeit der 

laufenden Legislaturperiode des Europäi-

schen Parlaments eine Beschlussfassung 

eines Rechtsaktes nicht mehr ausginge. Mit 

der Mitteilung und der umfangreichen Fol-

genabschätzung versucht die EK aber auch, 

der nächsten Kommission, die nach den 

Wahlen zum EU-Parlament eingesetzt wird, 

einen gewissen Pfad vorzuzeichnen, wohin 

die Klimapolitik gehen soll.

Eine Aufgabe für die nächste Kommission

Der nächsten Kommission kommt die Auf-

gabe zu, einen Rechtsakt vorzuschlagen, 

mit dem das Klimaziel rechtlich verbindlich 

wird. Dieses wird dann die Grundlage für 

den neuen national festgelegten Beitrag 

(NDC) der EU im Rahmen des Übereinkom-

mens von Paris bilden, der dem Sekreta-

riat der Klimarahmenkonvention (UNFCCC)  

im Vorfeld der 30. Vertragsstaatenkonfe-

renz (COP 30) im Jahr 2025 mitgeteilt wer-

den soll. 

Das Ziel einer 90-prozentigen Verringerung 

der THG-Emission bedeutet tiefgreifende 

Veränderungen des Wirtschaftssystems 

und erfordert eine fast völlige Umstellung 

der energetischen Basis auf erneuerbare 

Energieträger. 

Ende der fossilen Energieträger

Bis 2040 muss es demnach gelingen, dass 

praktisch keine fossilen Brenn- und Treib-

stoffe (Kohle, Erdgas, Erdöl und die Pro-

dukte daraus) in der EU verbraucht werden. 

Die Stromerzeugung aus fossilen Energie-

trägern (in Österreich primär Erdgas) muss 

ebenso umgestellt werden wie viele indus-

trielle Prozesse (in Sektoren wie Stahl, Ze-

ment, Chemikalien, Papier etc.). Im Klein-

verbrauch stehen praktisch keine fossilen 

Energieträger mehr für Heizen und Mobilität 

zur Verfügung. Dies erfordert eine Umstel-

lung auf erneuerbare Wärmeversorgung 

(Biomasse, Wärmepumpen mit erneuerba-

rer Elektrizität) sowie auf Elektromobilität 

und andere emissionsfreie Verkehrsträger. 

Die wenigen noch verbleibenden Emissi-

onen stammen aus der Landwirtschaft so-

wie aus sowie aus einem geringen Rest im 

Kleinverbrauch.

Das Ziel ist als Netto-Ziel zu verstehen. 

Treibhausgase können der Atmosphäre ent-

zogen werden, in erster Linie durch techni-

sche oder forstwirtschaftliche Methoden zur 

Entnahme von Kohlendioxid (CO2) aus der 

Luft. Sie zählen dann als „negative Emissio-

nen“. Werden diese von den verbleibenden 

(positiven) Emissionen abgezogen, ergibt 

dies die Netto-Emissionen. 

Untersuchung der Optionen

Dem Vorschlag der Kommission liegt eine 

umfangreiche Folgenabschätzung zugrunde. 

Darin werden drei Szenarien untersucht: 

Szenario S1 – eine Reduktion um 78 %, 

die einem linearen Reduktionspfad5 zwi-

schen dem Emissionsniveau 2030 (mit dem 

„Fit-for-55“-Paket rechtlich verbindlich ge-

macht) und der Klimaneutralität 2050 ent-

spricht;

Szenario S2 – eine Reduktion um etwa 
88 %, die bei Fortsetzung der bisher be-

schlossenen Politiken des „Fit-for-55“-Pa-

kets eintritt; und

Szenario S3 – eine Reduktion der Emissi­
onen um 90 % oder mehr.

Die Szenarien gehen von den gleichen 

Randbedingungen wie Bevölkerungsent-

wicklung, Industrialisierungsgrad, Ernäh-

rung etc. aus; sie setzen keine Veränderung 
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der Lebensstile voraus. Die Unterschiede 

bestehen im Wesentlichen im Grad, zu dem 

neue Technologien umgesetzt werden. 

Die EK kommt zu dem Schluss, dass Szena-

rio S3 das effektivste ist, um 2050 Klimaneut-

ralität zu erreichen und die kumulierten Emis-

sionen der EU gering zu halten. Es trägt auch 

am stärksten zur Versorgungssicherheit bei 

Energie bei, erfordert aber gleichzeitig eine 

rasche Umsetzung der Abscheidung und 

geologischen Speicherung von CO2 (CCS – 

Carbon Capture and Storage), einschließlich 

der notwendigen Infrastruktur, und einen ra-

schen Ausbau der Versorgung mit erneuer-

barer Elektrizität (und Nuklearenergie).

Keine großen Unterschiede bis 2050

Die notwendigen Investitionen zur Umstel-

lung des Wirtschaftssystems auf eine Öko-

nomie der Klimaneutralität sind in den drei 

Szenarien im Wesentlichen gleich hoch, 

wenn die Periode 2031 bis 2050 betrach-

tet wird. Dies verwundert nicht, da ja alle 

Szenarien davon ausgehen, dass im Jahr 

2050 Klimaneutralität erreicht wird. Der Un-

terschied besteht daher eher darin, ob die 

Investitionen in dieser Periode früher oder 

später getätigt werden. Frühere Investitio-

nen bedeuten einen höheren Finanzierungs-

bedarf zu einem früheren Zeitpunkt. Dem 

steht jedoch eine Ersparnis durch den ver-

ringerten Energieverbrauch gegenüber. So 

rechnet die Kommission damit, dass die 

Kosten für Einfuhren fossiler Brennstoffe im 

Szenario S3 erheblich sinken, und zwar auf 

weniger als 1,4 % des BIP bis 2040, wäh-

rend sie im Zeitraum 2010–2021 2,3 % be-

trugen und im Jahr 2022 während der jüngs-

ten Energiekrise sogar 4,1 %. 

Im Zeitraum 2031 bis 2050 sind in der EU 

nach dem Szenario S3 jährlich Investitio-

nen in das Energiesystem im Umfang von 

666 Milliarden  Euro erforderlich (etwa 3,3 % 

des BIP), für das Verkehrssystem zusätzlich 

jährlich 869 Milliarden Euro (weitere 4,4 %). 

Zum Vergleich: Im Durchschnitt der Jahre 

2011 bis 2020 beliefen sich die jährlichen 

Investitionen ins Energiesystem auf 1,7 % 

des BIP, ins Verkehrssystem auf 4,2 %. Da-

mit sind die Investitionen in das Verkehrs-

system (vor allem neue Fahrzeuge sowie 

Infrastruktur) etwa so hoch wie bisher, wäh-

rend die Investitionen in das Energiesystem 

gegenüber der Periode 2011–2020 (einer 

Phase mit historisch niedrigen Investitionen 

in das Energiesystem) deutlich ansteigen.

Auch bei der Entwicklung von BIP, Beschäf-

tigung und internationaler Wettbewerbsfä-

higkeit im Zeitraum 2031 bis 2050 unter-

scheiden sich die drei Szenarien nur wenig.

Kritik an den ökonomischen Modellen

Anzumerken ist hier, dass die EK für diese 

Ergebnisse ökonomische Modelle verwen-

det, die einem sehr traditionellen Ökonomie-

verständnis entspringen. Fast gleichzeitig 

mit der Veröffentlichung des Klimaziels für 

2040 wandten sich über 200 Ökonom:innen 

mit einem Brief6 an die Öffentlichkeit und 

forderten, dass die EK ihre Prognosemo-

delle überarbeiten möge.

In dem Brief wird davor gewarnt, dass die 

Modelle der Kommission zentrale Heraus-

forderungen nicht berücksichtigen, weil 

sie als sogenannte „Allgemeine Gleichge-

wichtsmodelle“ einen ausschließlichen Fo-

kus auf Marktkräfte legten. So seien Modelle 

der „Ecological Economics“ besser geeig-

net, wenn es darum geht, Fragen der Vertei-

lungseffekte und der gesellschaftlichen Un-

gleichheit in die Gestaltung politischer Maß-

nahmen zu integrieren oder die Akzeptanz 

von Politiken einzuschätzen. Weiters könn-

ten sie besser die Risiken finanzieller Insta-
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bilität bei der Politikgestaltung berücksich-

tigen. Schließlich seien sie besser geeignet, 

die Wirkungen von Marktstörungen und von 

Inflation in die Voraussagen zu integrieren.

Zum einen bedingt dies, dass die Modell-

ergebnisse einfach falsch sein können. Zum 

anderen führt die Wahl der Modelle aber 

auch zu einer Einseitigkeit bei den Politik-

empfehlungen. Die Modelle der EK favori-

sieren marktbasierte Lösungen gegenüber 

Ge- oder Verboten und sprechen sich gegen 

expansive europäische Politiken und deut-

liche öffentliche Investitionen aus, die von 

einigen Ökonom:innen aber für den Schlüs-

sel zur Bewältigung der Klimakrise gehalten 

werden.

Forderungen aus Sicht der 
Arbeitnehmer:innen

Wie ist nun aus Sicht der AK das vorge-

schlagene Klimaziel der EU zu bewerten? 

Die AK unterstützt bekanntlich das Ziel der 

Klimaneutralität bis 2050. Daher ist im Sinn 

einer planbaren Politik die Festlegung eines 

Zwischenziels für 2040 sinnvoll (abgesehen 

davon, dass sie ein rechtliches Erfordernis 

des EU-Klimagesetzes ist). Ob es am Ende 

88 % oder 92 % Reduktion sind, ist weniger 

wichtig, als dass die notwendigen Schritte 

(alle politischen Instrumente) rasch und koor-

diniert gesetzt werden. Hier stellt Österreich 

derzeit ein Negativbeispiel dar. Auch auf der 

EU-Ebene wird bei der Umsetzung viel da-

von abhängen, ob die nächste Kommission 

ähnlich ambitioniert ist wie die scheidende.

Alle von der Kommission untersuchten Sze-

narien gehen mit einer tiefgreifenden Verän-

derung des Wirtschaftssystems einher, da in 

den nächsten 16 Jahren die fossilen Ener-

gieträger, die derzeit etwa 75 % des Endver-

brauchs in der EU decken, praktisch völlig 

durch erneuerbare ersetzt werden müssen. 

Das bedingt beispielsweise eine hochgra-

dige Elektrifizierung der Produktion, des 

Transports und teils auch der Wärmeversor-

gung. Damit geht die Notwendigkeit eines 

umfangreichen Netzausbaus einher. 

Veränderungen in der Industrie

Darüber hinaus geht die EK in ihrem Vor-

schlag davon aus, dass bis 2040 die Ab-

scheidung und geologische Speicherung 

von CO2 (CCS)7 in großem Umfang funkti-

oniert, die heute höchstens in den Kinder-

schuhen steckt. Dazu ist die Errichtung 

von Abscheidungsanlagen, von Anlagen 

zur Speicherung und vor allem ein neues, 

EU-weites Netz von CO2-Transportleitun-

gen nötig. Umgekehrt stellen „sunk costs“ 

fossiler Infrastrukturen – ein Beispiel ist das 

Gasleitungsnetz – ein wichtiges Hemmnis 

bei der Umstellung dar. 

Mehrere Gründe sprechen dafür, dass die 

– teils energieintensive – produzierende In-

dustrie in der EU erhalten und ausgebaut 

werden soll8, etwa um schwerwiegende 

strategische Abhängigkeiten9 zu vermeiden. 

Der Zertifikatspreis im EU-ETS spiegelt das 

Ausmaß der Investitionen der Unterneh-

men wider, die für die Dekarbonisierung 

ihre Emissionen reduzieren müssen. Ob sie 

auch international wettbewerbsfähig blei-

ben können, wird davon abhängen, ob das 

neue System zum Schutz vor Produktions-

verlagerungen, der sogenannte CO2-Grenz-

ausgleich (Carbon Border Adjustment Me-

chanism – CBAM)10 funktioniert. 

Es geht nur mit klarer Planung

All diese Maßnahmen – Ausbau der Ver-

kehrs- und Energieinfrastruktur, geordneter 

Rückbau der fossilen Infrastruktur, klare 

Entwicklungsperspektiven für Unternehmen 

– erfordern in hohem Maß Planung und Steu-

erung11, um die nötige Investitionssicherheit 
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herzustellen. Angesichts der kurzen Zeit, 

die dafür zur Verfügung steht, ist eine Poli-

tik, die ausschließlich auf Marktkräfte setzt, 

zu langsam, um die nötigen Ergebnisse zu 

erzielen. Daher müssen die zaghaften Ver-

suche, in diese Dynamik planend einzugrei-

fen, ausgebaut und koordiniert werden. Nur 

dann ist die notwendige Planungssicherheit 

für die Unternehmen gegeben, um die De-

karbonisierung der Wirtschaft rasch genug 

voranzutreiben.

Noch wichtiger als diese strategische Pla-

nung und Steuerung ist es, sicherzustellen, 

dass die Maßnahmen eine breite Unterstüt-

zung finden. Zum einen müssen negative 

soziale Folgen der Transformation mit wirk-

samen verteilungspolitischen Instrumenten 

verhindert werden. Für die Beschäftigten 

sind die Instrumente der Just Transition12 

(Beteiligung, Qualifikation, Arbeitsmarkt-

politik, …) weiterzuentwickeln. In einem 

weiteren Sinn sind aber die positiven Bilder 

eines sozialen und ökologischen Umbaus13 

zu entwickeln, der mit gerechter Verteilung, 

Arbeitszeitverkürzung, guter Versorgung mit 

öffentlichen Leistungen einhergeht, also mit 

einem guten Leben für alle.

Scharfer Wind von rechts

Die jüngsten Proteste von Bauern in einigen 

Mitgliedstaaten wurden als Widerstand ge-

gen den Grünen Deal interpretiert. Dies ist 

wohl ungerechtfertigt, da gerade die Land- 

und Forstwirtschaft von der Dekarbonisie-

rung eher profitiert. Die Zukunft einer ambiti-

onierten europäischen Klimapolitik wird von 

den internationalen Entwicklungen ebenso 

abhängen wie von den Machtverhältnissen 

nach der nächsten EU-Wahl. 

Klimapolitik kann nur erfolgreich sein, wenn 

sie international koordiniert erfolgt. Daher 

hängt viel davon ab, ob die Rolle der multi-

lateralen Organisationen als Plattformen für 

diese Koordinierung wieder gestärkt wird. 

Die wichtigste Voraussetzung dafür ist ein 

Rückgang bei den Kriegen und Konflikten 

weltweit. Doch auch auf der Ebene der EU 

und der Mitgliedstaaten steht viel auf dem 

Spiel. Es ist das viel einfachere politische 

Rezept, an den Eigennutz zu appellieren 

als sich für schwierige Kompromisse zum 

Nutzen vieler einzusetzen. Daher werden 

weitreichende klimapolitische Ziele, wie sie 

der Grüne Deal verfolgt, gerade von rechten 

Parteien in Frage gestellt. Die Machtverhält-

nisse nach der EU-Wahl werden entschei-

dend dafür sein, wie es mit dem Grünen 

Deal und dem Klimaziel der EU für 2040 

weitergeht.

Christoph Streissler, AK Wien
christoph.streissler@akwien.at 
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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